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und ortliche Bauvorschriften ndustrie- un ewerpege et urpraizring
sraars GESETZLICHE GRUNDLAGEN TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 5.  MaBRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft Storfallbetrieb
mit Inkrafttreten dieses Bebauunasplanes treten alle bisherigen planunas- und (§9 Abs.1 BauGB i.V.m. BauNVO) ) . ) (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) Im naheren Umfeld des Planungsgebiets befindet sich ein Gewerbebetrieb, der der Stdrfallverordnung
bauordnunasrechtlichen Vorschrigl;‘tepn i Geltunasbereich augBer ?(raft 9 In Ergénzung der Planeinschriebe und Planzeichen wird gem. § 9 Abs.1 BauGB i.V.m. BauNVO 5.1 Dachflachen von Biiro- und Verwaltungsgebauden, die nach Rechtskraft des Bebauungsplans neu (Zwslfte Verordnung zur Durchfilhrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Stérfall-Verordnung - 12.
9 9 : folgendes festgesetzt: errichtet werden, sind vollstéandig - mit Ausnahme von Technikaufbauten und Dachiiberstéanden - BImSchV) unterliegt.
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI | S. 3634) extensiv entsprechend dem ,Handlungsleitfaden zur extensiven Dachbegrunung in Heidelberg® zu Teile des Planungsgebiets liegen innerhalb des vom Regierungsprésidium Karlsruhe als fiir die
A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN begriinen. Gleichzeitig sind mindestens 40% bis maximal 50 % der Dachflachen durch Stérfall-Verordnung und Stérfallbetriebe zustandige Fachbehérde festgelegten "Konsultationsabstands”.
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. | S. aufgestanderte Solaranlagen fir die Strom- oder Warmeerzeugung aus Solarenergie zu nutzen. Bei allen baurechtlichen Verfahren innerhalb des in der Planzeichnung zum Bebauungsplan eingetragenen
3786) 5.2 Flachige Dacheindeckungen aus den unbeschichteten Metallen Kupfer, Zink und Blei sind "Konsultationsabstands" ist das Regierungsprasidium Karlsruhe, Abteilung 5, zu beteiligen.
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) unzulassig.
Landesbauordnung fiir Baden-Wurttemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBI. S. 357, ber. S. 1.1 Gewerbegebiete 5.3 PKW-Stellplatze sind in versickerungsfahiger Bauweise herzustellen, soweit dem nicht Belange des Artenschutz
374415 416), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21.11.2017 (GBI S. 612, 613) 1.1.1 In den Gewerbegebieten sind gemal § 8 Abs. 2 und § 1 Abs. 7 BauNVO allgemein zulassig Bodenschutzes entgegen stehen. Bei der Realisierung baulicher Anlagen oder auch bei Abriss-, Umbau- oder Sanierungsarbeiten sind die
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. | 1991 S. 58), zuletzt geandert durch e in der Teilfliche 54 EE'IE) LAquhetnt?;I?ucrll_t_ungen sind ausschlieBlich nach oben abgeschirmte warm-weile 3rtenschxt§recr;tl|cé1§nt§tcr>1réngs- un: Zug}:n‘fsverbotc(ej des Bundesg?yrsphu’;zgesetzesb(z(.j;t. §N4|148Abﬁ. 11
Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI. | S. 1057) — Geschéfts-, Biiro- und Verwaltungsgebaude, -Leuchtmittel zulassig. - M. ADS. latSchG) zu beachten - und zwar unabhangig davon, ob die Mafnahmen
baugenehmigungspflichtig sind oder nicht.
. . . . — sonstige Gewerbebetriebe sowie offentliche Betriebe, .. .. . N
Gemeindeordnung fiir Baden-Wiirttemberg (GemO) in der Fassung der Neubekanntmachung vom o 6. Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schidlichen Werden geschutzte Arten (z. B. Fledermé&use, europdische Vogelarten, Zauneidechse) getétet bzw.
GE3 24.07.2000 (GBI.S. 581, ber. S. 698), zuletzt geéndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.06.2018 — Schank- und Speisewirtschaften Umwelteinwirkungen erheblich gestért oder deren Lebensstétten beschadigt bzw. zerstért, kann es sich um einen VerstoR
R (GBI. S.221) — Tankstellen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) gegen die artenschutzrechtlichen Verbote handeln. Die Details sind den gesetzlichen Regelungen zu
- a — Anlagen fiir sportiiche Zwecke 1 Bei Errich A . o hal . Bl ich entnehmen. VerstéRe gegen die artenschutzrechtlichen Verbote fallen unter die Buligeld- bzw.
. . Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums iiber die Aufgaben des Kampfmittelbeseitigungs- _ T _ _ oy o 6. ei der Errichtung und nd“erung von Gebauden sind innerhalb der in der Planzeichnung des Strafvorschriften (§§ 69 und 71a BNatSchG).
LEK in dB(A)/m dienstes (VwV-Kampfmittelbeseitigungsdienst) vom 21.12.2006 (GABI. S. 16), zuletzt geéndert durch die sofer"n sie das Wohnen im Sinne von § 6 BauNVO ,,nlcht wes?ntl_lch storen u[1d §owelt sie nicht B_ebauungsplans"m|t ,LSM 1 .bezelf:hneten Flachg bzw. innerhalb der in der folgenden Abbildung Um einen solchen Verstofs zu vermeiden, sollte im Vorfeld baulicher Veranderungen der Bestand durch
tags xx,x Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums tber die Aufgaben des Kampfmittelbeseitigungsdienstes vom ger.naﬁ unteljl s:[ehenden Festsetzungen nur ausnahmsweise zulassig oder unzulassig sind. elngetrag.enen .I._armpegelberelche die AulRenbauteile von eine fachlich qualiiziete Person auf das Vorkommen geschiitzter Tierarten kontrolliert werden.
nachts xx,x 31.08.2013 (GABI. S. 342/343) * inden Teilflachen * Unterrichtsraumen, Konfliktfreie Ausfilhrungszeiten sollten festgelegt werden. Auch die Durchfiinrung der baulichen
Denkmalschut tz (DSchG 06.12.1983 (GBL. S. 797 lotzt qedindert durch Artikel 37 d — Geschéfts-, Buro- und Verwaltungsgebaude, e Blrordumen MaRnahmen sollte von einer "6kologischen Baubegleitung” betreut werden.
V:?or?nauz(g: Vlg;g;;gzz-z(017c:(Gle%rngg P 0"1) (GBI S. ), zuletzt geandert durc e er — sonstige Gewerbebetriebe sowie offentliche Betriebe, ¢ und jeweils ahnliche schutzbediirftigen Raumen, Zeitliche Verschiebungen bei der Durchfihrung der baulichen MaRnahmen sollten einkalkuliert werden (z.
— Schank- und Speisewirtschaften jeweils mindestens entsprechend den Anforderungen der den Larmpegelbereichen in der Tabelle in B. bis zum Ausfliegen von Jungvdgeln). Gegebenenfalls ist eine artenschutzrechtliche Genehmigung (z. B.
Landesplanungsgesetz Baden-Wiirttemberg (LpIG) in der Fassung vom 10.07.2003 (GBI. S. 385), zuletzt — Lagerhauser, Lagerplatze Festsetzung 8.3 zugeordneten Schallschutzmanahmen nach DIN 4109-1: 2018-01 auszubilden. im Falle einer notwendigen Umsiedlung von Fledermausen) beim Umweltamt der Stadt Heidelberg
geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28.11.2018 (GBI. S.446)  Tankstoll einzuholen. Diese steht auch fur Fragen zur Verfigung.
ankste e"n _ Abbild ird nach Vorl des Schallautacht <zt Glasflachen von Gebauden, die nach Rechtskraft des Bebauungsplans neu errichtet werden, sind zur
) . — Anlagen fir sportliche Zwecke, (Abbildung wird nach Vorlage des Schallgutachtens ergénzt) Vermeidung von Vogelschlag als Vogelschutzglas auszubilden. Als SchutzmafRnahme ist Glas mit einem
P|anZGIChenerk|arung soweit sie nicht gemé[& unten stehenden Festsetzungen nur ausnahmsweise zuléssig oder AufSenreerxionsgrad von mindestens 12 % zu verwenden. Fir einen wirkungsvollen Vogelschutz wird
1 Art der baulichen Nutzung  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) unzulssig sind. 6.2 Den in der Abbildung in Festsetzung 6.1 enthaltenen Larmpegelbereichen wird als empfohlen, weitere Mallnahmen nach dem aktuellen Stand der Technik zum Vogelschutz umzusetzen.
- 9 LA « in den Teilfiachen SchallschutzmaBnahmen  folgendes ~ erforderliche ~ Gesamtschalldémm-Mal  der  jeweiligen Fir die Verluste von Fortpflanzungs- und Ruhestitten z.B. durch Baumfallungen und Abriss von
_ sonstige Gewerbebetriebe sowie Sffentliche Betriebe AuRenbauteile zugeordnet: Gebauden miissen im Vorgriff von BaumaRnahmen neue Ersatzlebensraume im Geltungsbereich des
eingeschranktes Gewerbegebiet . B} ’ Bebauungsplans geschaffen werden. Bei Neu- oder Umbauten sollte in die Mauern und Fassaden von
GEe (§ 8 BauNVvO) — Lagerhauser, Lagerplatze Larmpegel- |MaRgeblicher|  Erforderliches Gesamtschalldimm-MaR der jeweiligen AuBenbauteile Neubauten und Bestandsgebduden der Einbau von Niststeinen und Nistkdsten fiir Hoéhlen- und
— Tankstellen bereiche Auldenlarm- (erf.R'w,res in dB) nach DIN 4109-1: 2018-01 Halbhohlenbriitern vorgesehen werden.
— Anlagen fiir sportliche Zwecke, gemal pegel ) o o
L . . . DIN 4109-1: Aufenthaltsrdume von Wohnungen, Birordume* und &hnliches .
G beqebiet soweit sie nicht gemafR unten stehenden Festsetzungen nur ausnahmsweise zulédssig oder 2018-01 Unterrichtsraume und hnliches Masterplan 100% Klimaschutz
(§egv§;ue'\?\30|)e unzulassig sind. Fir bauliche Projekte wird empfohlen, nachhaltige Energiestandards wie z.B. Passivhausstandard
1.1.2 In den Gewerbegebieten kénnen gemal § 8 Abs. 3 und § 1 Abs. 7 BauNVO ausnahmsweise [-] [dB] [dB] [dB] umzusetzen und insbesondere den Einsatz Erneuerbarer Energien zu beriicksichtigen. Im Sinne der Ziele
zugelassen werden LPB | bis 55 30 i des Heidelberger Masterplans 100% Klimaschutz sind somit neben den gesetzlichen Anforderungen der
— Einzelhandel, soweit er Bestandteil eines der allgemein zuléssigen Vorhaben ist und es sich im - Energieeinsparverordnung weitere Energieeffizienzmalnahmen zu prifen.
Industriegebiet Sinne eines Werksverkaufs um die VerauRerung standortproduzierter Erzeugnisse handelt. LPB I 56 bis 60 30 30
(§ 9 BauNVvO) Erganzende Randsortimente durfen dabei auf bis zu 10% der Verkaufsflache angeboten werden. LPB IlI 61 bis 65 35 30 Baugrund
— Einzelhandel in Verbindung mit Dienstleistungs- und Handwerksbetrieben (z. B. Installateure, LPB IV 66 bis 70 40 35 Der oberflachennahe Baugrund im Planbereich wird durch junge Neckar-Talfiillung, die 6rtlich von
Schlosser), sofern die Verkaufsflache nur einen untergeordneten Teil der Betriebsflache anthropogenen Aufschittungen unbekannter Machtigkeit Uberdeckt ist, gebildet. Die Schichten kénnen
einnimmt. LPBV 71 bis 75 45 40 lokal setzungsempfindlich und von geringer Standfestigkeit bzw. Tragfahigkeit sein. zum
2 Bauweise und iiberbaubare Grundstiicksflache (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) - Elnzelh_andel fur Fahrzeuge jeglicher Art (Kfz, Motorrader, Fahrrader) einschlie8lich zugehdrigem LPB VI 76 bis 80 50 45 Grt_mdwasserﬂurabs_taqd Ilegen keine k_onkreten Daten vor. Be_l etvyalgen technlsche"n Fragen im Zuge der
Zubehor. : _ : — _ : . weiteren Planung wird ingenieurgeologische Beratung durch ein privates Planungsbiro empfohlen.
— in der Teilflache GE 3): Geschafts-, Biiro- und Verwaltungsgebaude An Au[_&enbaute_lle von Raumg, bei denen der elndrlnggnde Auflenldrm aufgrund de_r in den Raume_n
. . ausgeubten Tatigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine
a a ?ggg'f\gznielszam%ie 1.1.3 In den Gewerbegebieten sind gemaR § 1 Abs. 5, § 1 Abs. 6 Nr. 1 und § 1 Abs. 9 BauNVO Anforderungen gestellt. Einsichtnahmeméglichkeit in zitierte Richtlinien
. u wo .
LEK in dB(A)/m? unzulassig Die DIN 4109-1:2018-01 ,Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen* und 4109-2:2018-01
108 XX X GE3 — sonstiger Einzelhandel 6.3 Die Einhaltung der Anforderungen ist sicherzustellen und im Rahmen des bauordnungsrechtlichen ,,Sch._’:_xllschutz im Hochb?u - Teil 2: _ Rechner_fscher Nachweis” sowie die DIN 45691:?012-12
?qt ) — Betriebe des Beherbergungsgewerbes Antragsverfahrens nach DIN 4109-2 (DIN 4109-2 ,Schallschutz im Hochbau - Teil 2: Rechnerische ,,(_Berausr::hkontlndgenherung kénnen beim Amt fir Baurecht und Denkmalschutz der Stadt Heidelberg
NACHIS XX X a Baugrenze — Wohnungen einschlieBlich Wohnungen fiir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Nachweise der Erflillung der Anforderungen®, Januar 2018) nachzuweisen. eingesehen werden.
LEK in dB(A)/m? (§ 23 Abs. 3 BauNVO) Betriebsinhaber- und Betriebsleiter 6.4 Von dieser Festsetzung kann ausnahmsweise abgewichen werden, wenn im
tags xx,X — Anlagen fiir kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und soziale Zwecke bauordnungsrechtlichen Verfahren der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall - insbesondere an
’ . - ) i . . gegeniber den Larmquellen abgeschirmten oder den Larmquellen abgewandten Gebaudeteilen
nachts xx,x in der Tenflache"  Schank- und Speisewirtschaften -geringere Larmpegelbereiche an den Fassaden vorliegen. Die Anforderungen an die
8 3 . — Vergnugungsstatten Schallddmmung der AuRenbauteile kénnen dann entsprechend den Vorgaben der DIN 4109-1:
: Verkehrsflache (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) — sonstige Gewerbebetriebe, wenn deren Angebot auf sexuelle Animation zielt; hierzu zahlen 2018-01 reduziert werden.
srior . insbesondere Stripteaselokale, Table-Dance-Bars, Animierlokale, Kinos und Vorfiihrrdume und
Gelegenheiten zur Vorfiihrung von Filmen pornographischen Inhalts, Peepshows und sonstige . L " . .
GE 2 ¢ StraBenverkehrsflachen Vorfuhr- oder Gesellschaftsraume, deren Geschaftszweck auf Darstellungen mit sexuellem £ Bindungen fir die Erhaltung und das Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen
. ; Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)
Charakter ausgerichtet ist.
a 710112 ﬁ‘ & _ Bordellbetricbe 7.1 Fur Stellplatzflachen mit mehr als 5 zusammenhangenden Stellplatzen ist je 5 Stellplatze
LEK in dB(A)/m? 5 mindestens ein groRRkroniger gebietsheimischer Laubbaum in der Qualitdt Hochstamm, aus extra
tags xx,x 4 weitem Stand, 3 x verpflanzt, mit Drahtballierung, 20 - 25 cm Stammumfang, zu pflanzen, dauerhaft
nachts X;( X StraRenbegrenzungslinie Hinweis: Aufgrund der Lage im Wasserschutzgebiet Zone Il b ergeben sich ergdnzende zu erhalten und bei Verlust zu ersetzen. Je Baumstandort ist ein mindestens 16 m® grofer
. Anforderungen an die Zuléssigkeit gewerblicher Betriebe. durchwurzelbarer Raum herzustellen.
7.2 Mindestens 5 % der Flachen der privaten Baugrundsticke sind mit natirlichem Oberboden
1.2 Industriegebiete (GI) anzulegen unEi mit standortgerechten und heimischen Geholzen zu bepflanzen oder als Rasen-
121 In den Industriegebieten Gl sind gem&R § 9 Abs. 2 und § 1 Abs. 7 BauNVO allgemein zulsssi baw. Wiesenflachen anzulegen.
e .2.1 In den Industriegebieten Gl sind gema s.2un s. 7 Bau allgemein zulassi
o GE2 6. Grunflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) g g" _ _ g 9 7.3  Auf den privaten Baugrundstiicken ist je angefangene 500 m? Grundstiicksflache mindestens ein
— Gewerbebetriebe aller Art und offentliche Betriebe groRkroniger Laubbaum entsprechend den in Festsetzung 7.1 definierten Anforderungen zu
a 000000 ) i — Lagerhauser, Lagerplatze pflanzen, dauerhaft zu pflegen und bei Verlust zu ersetzen. Baume, die aufgrund der Festsetzungen
LEK in dB(A)/m? ® ® Umgrenzung zum Erhalt von Baumen und Strauchern und _ Tankstellen 7.1 gepflanzt werden, kénnen auf diese Verpflichtung angerechnet werden.
tags xx,x :. e .: sonstigen Bepflanzungen soweit sie nicht gemaR unten stehenden Festsetzungen unzulassig sind. 7.4  Soweit Baume, die unter die Baumschutzsatzung der Stadt Heidelberg fallen, beseitigt werden
nachts xx,x . . . . . mussen, ist im unmittelbaren Umfeld des zu rodenden Baumes eine Ersatzpflanzung entsprechend
1.2.2 In den Industriegebieten Gl kdnnen gemaR § 9 Abs. 3 und § 1 Abs. 7 BauNVO ausnahmsweise
den Anforderungen von Festsetzung 7.1 vorzunehmen.
zugelassen werden
, . — Einzelhandel, soweit er Bestandteil eines der allgemein zulassigen Vorhaben ist und es sich im . .
4. Sonstige Planzeichen Sinne eines Werksverkaufs um die VerduRerung standortproduzierter Erzeugnisse handelt. B. Ortliche Bauvorschriften zur auBeren Gestaltung baulicher Anlagen,
Ergénzende Randsortimente diirfen dabei auf bis zu 10% der Verkaufsflache angeboten werden. Anforderungen an Werbeanlagen und an die Gestaltung der unbebauten
(§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB) 1.2.3 In den Industriegebieten Gl sind gemaR § 1 Abs. 5, § 1 Abs. 6 Nr. 1 und § 1 Abs. 9 BauNVO (§ 74 Abs. 1 Nr. 1-3 LBO Baden-Wirttemberg)
unzulassig
- sons.tlger Einzelhandel 1. Anforderungen an die &auBere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO
Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung — Betriebe des Beherbergungsgewerbes Baden-Wirttemberg)
(§ 16 Abs. 5 BauNVO) — Wohnungen einschlielSlich Wohnungen fiir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie flr 1.1 Bei Flachdachgebéuden ist eine Uberschreitung der tatséchlichen Attikahohen durch Anlagen fiir
Betriebsinhaber- und Betriebsleiter die solare Energieerzeugung um maximal 1 m sowie durch untergeordnete Aufbauten zur
— Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke Unterbringung von maschinentechnischen Anlagen sowie Revisionszugdngen um maximal 2,50 m
— Schank- und Speisewirtschaften zulassig. Ausgenommen von der Héhenbegrenzung sind Schornsteine und Kamine.
5. Kennzeichnungen — Vergniigungsstatten 1.2 Zu den zu offentlichen Flachen orientierten Trauf- und Attikakanten ist mit Dachaufbauten,
e G bebetrieh q Anaeb ; e Animati iolt: hi Ahi maschinentechnischen Anlagen und mit Anlagen fiir die solare Energienutzung ein Mindestabstand
- _sonstlge ewerbe efriebe, wenn deren Angebot aut sexuefle n!matlon Zielt fierzu zahien entsprechend ihrer Hohe Uber der Trauf- bzw. Attikakante, mindestens jedoch von 1 m, einzuhalten.
‘ . ] ] ) . ] insbesondere Stripteaselokale, Table-Dance-Bars, Animierlokale, Kinos und Vorflihrrdume und ) ) i i
N Flachen innerhalb des Konsultationsabstands zu einem Stoérfallbetrieb Gelegenheiten zur Vorfihrung von Filmen pornographischen Inhalts, Peepshows und sonstige 1.3  Maschinentechnische Anlagen sind einzuhausen.
(Vgl. Hinweise in den textlichen Festsetzungen) N >, .. ’ !
Vorfuhr- oder Gesellschaftsraume, deren Geschaftszweck auf Darstellungen mit sexuellem
Charakter ausgerichtet ist. 2.  Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO Baden-Wiirttemberg)
— Bordellbetriebe 2.1 In den Gewerbe- und Industriegebieten sind unzuldssig:
. . - e Werbeanlagen mit wechselndem und bewegtem Licht und grellen Farben
6. Nachrichtliche Ubernahme 1.3 Erganzend zu den Festsetzungen 1.1 bis 1.2 sind in den eingeschrankten Gewerbegebieten, in den e Werbeanlagen oberhalb der Traufe bzw. Attika eines Gebaudes
Gewerbegebieten und in den Industriegebieten nur Vorhaben (Betriebe und Anlagen) zulassig, Boost
, deren Gerausche die in der folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN ¢ booster.
Wasserschutzgebiet, Zone Il B A 45691 ,Gerauschkontingentierung®, Ausgabe Dezember 2012, weder tags (6:00 Uhr bis 22:00 Uhr) 2.2 Die maximal zulassige Hohe von freistehenden Werbeanlagen (Pylone, Werbetafeln), die auf dem
Zone |l B Gebiet erstreckt sich liber den Geltungsbereich hinaus noch nachts (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr) Uberschreiten: natirlichen Gelande errichtet werden, ist auf 3 m Gber dem Bezugspunkt begrenzt. Bezugspunkt ist
die nachstgelegene Oberkante einer angrenzenden offentlichen Verkehrsflache (Eppelheimer
) B Stralle, Kurpfalzring, StralRe ,Im Klingenblhl“ bzw. Friedrich-Schott-Stra3e), gemessen an der
(wird nach Vorlage des Schallgutachtens ergénzt) Grundstiicksgrenze. Fiir Fahnen ist die maximal zuldssige Héhe auf 8 m erhoht.
Gl4 7. Hinweise o . . - .
Fir die innerhalb der im Plan dargestellten Richtungssektoren gelegenen" Immissionsbereiche 3. Gestaltung der unbebauten Flichen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO Baden-Wiirttemberg)
_ a Nutzungsschablone konnen die Emissionskontingente um folgende Zusatzkontingente LEK’Zuserhoht werden: Zwischen den straRenseitigen Grundstiicksgrenzen und den straRenseitigen Baugrenzen sind
LEK in dB(A)/m? _ Lagerplatze unzulassig.
tags xx,x _ Art der baulichen Nutzung (wird nach Vorlage des Schallgutachtens ergénzt)
nachts xx.x (Bezeichnung der Baufelder laut Rahmenplanung)
d . C. HINWEISE
Bauweise Die Priifung der planungsrechtlichen Zulassigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN 45691, Abschnitt Einfacher Bebauungsplan
5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) fur Immissionsorte j im Richtungssektor k LEK,i durch LEK;i , , ) , , ,
Emissionskontigent in dB(A)/m? +I:,;IEK zlulskzu erseitz:n ?st (6) und (7) fu IS8l I ‘ehiing Hau I Beim Bebauungsplan ,Industrie- und Gewerbegebiet Kurpfalzring“ handelt es sich um einen
tags (6:00 - 22:00 Uhr) (wird nach Vorlage des Schallgutachtens ergénzt) T ' einfachen Bebauungsplan im Sinne von § 30 Abs. 3 BauGB. Die Zulassigkeit von Vorhaben in
nachts (22:00 - 6:00 Uhr) Bezug auf das Malf der baulichen Nutzung richtet sich somit nach § 34 BauGB.
1.4 Ein Vorhaben erfiillt die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplans auch dann, wenn
der Immissionspegel den zulassigen Gesamt-Immissionswert an den malgeblichen .
Immissionsorten im Immissionsbereich um mindestens 15 dB unterschreitet. Bauverbotszone / Baubeschrankungszone B E B A U U N G S P L A N
Gemall § 9 Bundesfernstralengesetz dirfen aullerhalb der zur ErschlieBung der anliegenden -
. Grundstiicke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu U N D O RT L I C H E B A U V o RS C H R I F T E N
2. Bauweise (§§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 40 Metern zu Bundesautobahnen nicht errichtet werden. N P
. . . . . . r. b-Flan:
Die abweichende Bauweise ist entsprechend der offenen Bauweise, jedoch ohne Begrenzung der Bis zu einer Entfernung von bis zu 100 Metern, gemessen vom &uBeren Rand der befestigten
maximal zulassigen Gebaudelange, definiert. Fahrbahn, bediirfen Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften notwendige Pfaffengrund 61.32.08.19.00
Genehmigungen der Zustimmung der obersten Landesstralenbaubehérde. : : :
3.  Flachen fiir Garagen und Stellplatze mit ihren Zufahrten, Flachen fiir Nebenanlagen Industrie- und Gewerbegeblet Kurpfalzrmg
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 9 Abs. 2 Satz 1 BauGB) Wasserschutzgebiet
3.1 Oberirdische Garagen und Nebengebaude im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO sind nur innerhalb Das Plangebiet liegt in der Wasserschutzzone Ill B des Wasserschutzgebiets zugunsten des Vv twurf frithzeiti Beteili Pl 07.03.2019
der Uberbaubaren Grundsticksflache zulassig. Trinkwasserversorgers MVV Energie AG zum Schutz des Grundwassers im Einzugsgebiet der orentwurt zur frunzeitigen betetligung an vom U7.Us.
3.2  Stellplatze und Nebenanlagen, die keine Gebaude sind, kdnnen ausnahmsweise auch auflerhalb Wassergewinnungsanlage ,Mannheim-Rheinau®. Aus der Rechtsverordnung zum
der Uberbaubaren Grundstiicksflachen zugelassen werden, wenn sie zu 6ffentlichen Stra3en durch Wasserschutzgebiet vom 7. Januar 2014 ergeben sich insbesondere erganzende Anforderungen an
Heckenpflanzungen abgegrenzt werden. die Z_uIaSS|gke|t bau_llcher Anlagen, die Anforderungen an die Dichtigkeit von Kanalleitungen und die Erster Biirgermeister Oberbiirgermeister Stadtplanungsamt
Versickerung von Niederschlagswasser.
4, Verkehrsflachen, Anschluss anderer Flachen an die Verkehrsflachen (§9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
Kfz-Stellplatze sind nur {iber die Betriebszu- bzw. abfahrt zu erschlieRen. Direkte Zufahrten von den Denkmalschutz
offentlichen Verkehrsflachen zu einzelnen Kfz-Stellplatzen auf dem Grundstiick sind nicht zulassig. Die Untere Denkmalschutzbehérde Archdologie (Amt 42) bei der Stadtverwaltung Heidelberg ist
Uber den Beginn des Erdaushubs mindestens 10 Werktage vorher zu informieren. Praambel
Aufgrund des § 1 Absatz 3 und des § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
03.11.2017 (BGBI. | S. 3634) in Verbindung mit § 74 Landesbauordnung fiir Baden-Wirttemberg (LBO) in der
Fassung vom 05.03.2010 (GBI. S. 357, ber. S. 416), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
21.11.2017 (GBI. S. 612, 613), und in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung fur Baden-Wurttemberg
Aufstellungsbeschluss Frijhzeitige offentlichkeitsbeteiligung Offentliche Auslegung (GemO) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 24.07.2000 (GBI. S.581, ber. GBI. S. 698), zuletzt
o _ ] _ Der Aufstell beschl q 29.02.2017 . _ geéndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.06.2018 (GBI. S.221), hat der Gemeinderat der Stadt
DI? im Geltungsbereich darge_stellten Flur- Der Gemeinderat hat am 16.02.2017 dlc-z Aufstel- _ e.r. uiste UTQS eschiuss wurde am 2z.Uz. Nach Bekanntmachung am "_._.201_ im "stadt-  Der Gemeinderat hat am _._".291_ dem Entwurf Heidelberg diesen Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung, den nebenstehenden textlichen
stiicksgrenzen und -bezeichnungen lung des Bebauungsplanverfahren gemaR § 2 Abs. im "stadtblatt" (Heidelberger Amtsanzeiger) ge- blatt" wurde die friihzeitige Offentlichkeitsbeteili- des Bebauungsplans und der értlichen Bauvor- - .
. \ , N - . ' . ) S Festsetzungen und den o6rtlichen Bauvorschriften, als Satzung beschlossen.
stimmen mit dem Liegenschaftskataster 1 BauGB beschlossen. mai § 2 Abs. 1 BauGB ortsiiblich bekannt gung gemalk § 3 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom schrift / -en sowie der Begriindung, jeweils in der
Uberein (Stand vom __ . .201 ). gemacht. . .201_bis __. .201_ durchgefiihrt. Fassung vom __. .201_, zugestimmt und die
368717 Die Informationsveranstaltung fand am __._.201_  Offentliche Auslegung der Planunterlagen be-
statt. schlossen.
GEe1
® a
LEK in dB(A)/m?
tags xx,x
nachts xx,x
, Vermessungsamt OB-Referat Stadtplanungsamt Stadtplanungsamt OB-Referat
Satzungsbeschluss Anzeige / Genehmigung Inkrafttreten Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
: ) _ . . , : schriften sowie Mangel des Abwéagungs-
3680/2 P ' Der Entwurf des Bebauungsplans, der 6rtlichen Der Gemeinderat hatam __._ .201_den Die Durchfuhrung des Anzeigeverfahrens / Ertei- voraands 9 gung
X ’ D Bauvorschrift / -en, die Begrindung mit Bebauungsplan und die ortliche / -n Bauvorschrift / lung der Genehmigung / Bekanntmachung der gang
L_meeltberlcht sowie wesentliche, bereits vor- -en als Satzung sowie die Begrindung geman §§ Satzungsbeschlisse sowie _der Hinweis, wo der_ Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
liegende umweltbezogene Stellungnahmen und 10 BauGB, 74 LBO i.V.m. § 4 GemO beschlossen. Bebauungsplan und die értliche / -n Bauvorschrift / schriften gemaR § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 und
Gutachten haben nach ortsiblicher Bekannt- -en eingesehen werden kénnen, wurden am - . ! )
o " . . " - Abs. 2 BauGB oder Mangel nach § 214 Abs. 3
machungam __ . .201_im "stadtblatt" in der Zeit __.__.201_ im "stadtblatt" ortsiblich bekannt ; ; ;
b ) ! 3678/4 201 bi 201 AR & 3 Abs. 2 ht BauGB wurden innerhalb eines Jahres seit
3 \ éomGEI?I ntlich IS —'I—' N —gemaR § S gem;cb. | d die riliche / Bekanntmachung des Bebauungsplans und der
: ; — aubb oftentlich ausgelegen. Ber © aﬁgfr;g}sp an Emd g |e§; iche /-n 001 | ortlichen Bauvorschrift / - en gegentiber der Stadt
o & Ausgefertigt: Kauf\t/ orstc tn - én sind damitam _.__.241_1n Heidelberg nicht geltend gemacht.
< § ~ 2D Heidelberg, den __._.201_ ratt getreten.
{ 3681720 |3681/19|3681/18 Y .. . .. . [
‘ ‘ & Stadtplanungsamt Oberburgermeister Oberburgermeister Stadtplanungsamt Stadtplanungsamt M H d I b
5 \ A b ‘ 3678/6 - M I e e r
! ' — @ M.1:1000 ~n e
\NL\)S 10 & € q / \
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- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, - sonstige Gewerbebetriebe sowie öffentliche Betriebe,  - Schank- und Speisewirtschaften - Tankstellen - Anlagen für sportliche Zwecke, - Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, - sonstige Gewerbebetriebe sowie öffentliche Betriebe,  - Schank- und Speisewirtschaften - Lagerhäuser, Lagerplätze - Tankstellen - Anlagen für sportliche Zwecke, - sonstige Gewerbebetriebe sowie öffentliche Betriebe, - Lagerhäuser, Lagerplätze - Tankstellen - Anlagen für sportliche Zwecke, - Einzelhandel, soweit er Bestandteil eines der allgemein zulässigen Vorhaben ist und es sich im - Einzelhandel in Verbindung mit Dienstleistungs- und Handwerksbetrieben (z. B. Installateure, - Einzelhandel für Fahrzeuge jeglicher Art (Kfz, Motorräder, Fahrräder) einschließlich zugehörigem - in der Teilfläche GE 3 : Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude  - sonstiger Einzelhandel - Betriebe des Beherbergungsgewerbes - Wohnungen einschließlich Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für - Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und soziale Zwecke - in der Teilfläche GE 3 : Schank- und Speisewirtschaften  - Vergnügungsstätten  - sonstige Gewerbebetriebe, wenn deren Angebot auf sexuelle Animation zielt; hierzu zählen - Bordellbetriebe - Gewerbebetriebe aller Art und öffentliche Betriebe - Lagerhäuser, Lagerplätze - Tankstellen - Einzelhandel, soweit er Bestandteil eines der allgemein zulässigen Vorhaben ist und es sich im - Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude sowie Schank- und Speisewirtschaften - sonstiger Einzelhandel - Betriebe des Beherbergungsgewerbes - Wohnungen einschließlich Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für - Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke - Schank- und Speisewirtschaften  - Vergnügungsstätten, - sonstige Gewerbebetriebe, wenn deren Angebot auf sexuelle Animation zielt; hierzu zählen - Bordellbetriebe  werden: 
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